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Europäische Wasserstrategie: 
EU Blue Deal umsetzen

Forderungen

•	•	 Höchste Priorität für Wasser in den 
kommenden Jahren mit Fokus auf faire 
Verteilung der Wasserressourcen, um 
Nutzungskonflikten vorzubeugen: Verbesserung 
der Wasserinfrastruktur, gemeinsames 
Verständnis von Wasserarmut, sorgsamer 
Umgang mit Wasser, Stärkung von Forschung 
und Innovation.

•	•	 Vorrang der Trinkwasserversorgung vor allen 
anderen Nutzungsinteressen: Die Versorgung 
mit sauberem und leistbarem Trinkwasser ist 
ein UN-Menschenrecht und ist in Zeiten der 
fortschreitenden Klimakrise sicherzustellen.

•	•	 Stärkung der öffentlichen Daseinsvorsorge: 
Wasserversorgung in öffentlicher Hand bietet 
aufgrund ihrer Gemeinwohlorientierung die 
besten Voraussetzungen, um die zukünftigen 
Herausforderungen der Wasserwirtschaft gut 
zu bewältigen und die Wasserversorgung für die 
nächsten Generationen zu sichern.

•	•	 Keine Liberalisierungsverpflichtungen: Die 
durch die erste erfolgreiche Europäische 
Bürgerinitiative „Right2Water“ erreichten 
Ausnahmen in der Konzessionsrichtlinie für die 
Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 
müssen erhalten bleiben.

•	•	 Mehr budgetären Spielraum und EU-
Finanzierung sicherstellen: Investitionen in die 
Wasser- und Abwasserinfrastruktur sind von 
den strengen EU-Budgetregeln auszunehmen. 
Weiters müssen ausreichend EU-Mittel für 
Investitionen, Forschung und Innovation zur 
Verfügung stehen.

•	•	 Verursacherprinzip sowie die „Erweiterte 
Herstellerverantwortung“ tatsächlich 
umsetzen:  Derzeit werden die 
Aufbereitungskosten für die Entfernung 
chemischer Stoffe aus den Rohwässern von 
den Wasserkund:innen und nicht von den 
Verursachern dieser Substanzen (PFAS, POP, 
PMT, Agrochemikalien, Mikroplastik, etc.) bezahlt. 
Das muss geändert werden.

Hintergrund

Die Menschen in Europa brauchen jährlich 
viele Milliarden Kubikmeter Wasser für die 
Trinkwasserversorgung, die Landwirtschaft, Industrie, 
Tourismus und Dienstleistungen. Mit der Klimakrise 
steigen die Temperaturen, was sich negativ auf die 
Bürger:innen und die Ökologie auswirkt. Etwa ein Drittel 
des europäischen Territoriums wird dauerhaft oder 
vorübergehend mit Wasserknappheit rechnen müssen. 
Daher ist es dringend erforderlich, die drohende 
Wasserarmut zu bekämpfen und alle notwendigen 
Schritte zu setzen, um potenziellen Nutzungskonflikten 
vorzubeugen. Wesentliche Bausteine dafür sind 
die Stärkung der öffentlichen Daseinsvorsorge, ein 
sorgsamer Umgang mit der Ressource Wasser, 
eine ausreichende Finanzierung der öffentlichen 
Wasserversorgung, menschenwürdige Arbeit und 
hochwertige Arbeitsplätze.

Die EU startete im Juli eine Informationskampagne für 
einen sorgsamen Umgang mit Wasser („WaterWiseEU“). 
Die neugewählte Kommissionspräsidentin Ursula von 
der Leyen kündigte die Entwicklung einer „Strategie für 
nachhaltigen Umgang mit Wasser“ an.
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Begründung und Argumente

Die Klimakrise ist ein Europa angekommen, um zu 
bleiben. Immer mehr Regionen in der EU kämpfen 
mit Wassermangel und Extremwetterereignissen. 
Es muss jetzt gehandelt werden, um die Klima- 
und Wasserkrise in den Griff zu bekommen. Daher 
ist Wasser mit höchster Priorität auf die politische 
Agenda zu setzen.

Wasserkonflikten vorbeugen

Landwirtschaft und wasserintensive Industrien 
sind die größten Wasserverbraucher. Hohe 
Wasserverluste entstehen auch durch Leckagen 
im Leitungsnetz, die in einigen EU-Ländern über 
20 Prozent betragen. Die Wassernutzung kann 
durch neue Technologien und wassersparende 
Praktiken (z.B. Tröpfchenbewässerung, Anbau 
wassersparender Feldfrüchte, Stärkung der 
Kreislaufwirtschaft usw.) verbessert werden. Dazu 
sind Investitionen, Forschung und Innovation 
erforderlich. Eine vorausschauende Planung 
und bessere Datenlage, der Austausch mit 
Wassernutzer:innen in Form von Wasserräten 
sowie eine gute politische Abstimmung können 
Nutzungskonflikten um die kostbare Ressource 
Wasser vorbeugen. Bei Wasserkonflikten muss die 
Trinkwasserversorgung Vorrang vor allen anderen 
Nutzungen haben.

Wasser in öffentlicher Hand

In einer Zeit drohender Wasserliberalisierung 
haben sich Gewerkschaften und Arbeiterkammer 
gemeinsam mit einer Koalition sozialer 
Bewegungen erfolgreich dafür eingesetzt, dass 
Wasser als öffentliches Gut und nicht als Ware 
verstanden wird. Studien belegen hinreichend, 
dass die öffentliche Bereitstellung von Wasser 
viele Vorteile gegenüber einer Privatisierung hat. 
Die negativen Erfahrungen mit der Privatisierung 
(höhere Wasserpreise, geringe Investitionen in 
die Infrastruktur etc.) haben in vielen Städten 
Frankreichs, Spaniens oder Deutschlands zur 
Rekommunalisierung der Wasserversorgung 
geführt. Im „Letta-Bericht“ zur Zukunft des EU-
Binnenmarktes wird die „Fragmentierung“ des 
Wassersektors als Problem identifiziert, das 
„eine gerechte Entwicklung und Instandhaltung 
der Wasserinfrastruktur behindert“. Es wird 
vorgeschlagen, „durch die Förderung von 
Zusammenschlüssen von Wasserversorgern 
größere Unternehmen zu schaffen, um die 
umfangreichen Infrastrukturinvestitionen zu 
tätigen“. Die interkommunale Zusammenarbeit 
muss daher dringend gestärkt werden, damit die 
kleinteilige Wasserwirtschaft in Zukunft besser 
aufgestellt ist. Mögliche Liberalisierungs- und 
Privatisierungsbestrebungen werden strikt 
abgelehnt.

Budgetäre Spielräume erweitern

Investitionen in die Wasserinfrastruktur und 
Speicherkapazitäten sind für die zukünftige 
Wasserversorgung dringend erforderlich. Die 
Wasserverteilungsnetze und -infrastrukturen müssen 
dem Stand der Technik angepasst und alte Leitungen 
erneuert werden. Für diese notwendigen Investitionen 
müssen EU-Mittel dauerhaft zur Verfügung gestellt 
werden. Außerdem müssen die strengen EU-
Haushaltsregeln für Investitionen in die Wasser- und 
Abwasserinfrastruktur gelockert werden, um Städte 
und Gemeinden zu entlasten.

Ökologie stärken

Im Kampf ums Wasser haben Flora und Fauna oft 
keine Stimme. Dabei sind die komplexen Systeme eng 
miteinander verknüpft. So hängt die Wasserqualität 
direkt von der verfügbaren Wassermenge ab. Sinkt 
der Grundwasserspiegel, steigt die Konzentration 
von Schadstoffen. Um die Wasserressourcen vor 
Verunreinigungen aller Art zu schützen, sollten daher 
das Verursacherprinzip (Polluter-Pays-Principle) und 
die “erweiterte Herstellerverantwortung” (Extended 
Producer Responsibility) in der allgemeinen EU-
Gesetzgebung stärker umgesetzt werden. Steigende 
Temperaturen von Grundwasser, Flüssen und 
Seen haben Auswirkungen auf die Wasserqualität. 
Wasser braucht aber auch Platz, um bei (Stark-)
Regen besser abfließen zu können. Deshalb ist es 
wichtig, dass Flüsse rückgebaut, Moore renaturiert 
oder Böden weniger versiegelt werden, damit sie 
mehr Wasser aufnehmen oder bei Hochwasser 
als Retentionsfläche dienen können. Dabei ist es 
entscheidend, alle Akteur:innen an einen Tisch zu 
bringen, um gemeinsam gute Lösungen zu erarbeiten. 
Die EU-Renaturierungs-Verordnung (2024/1991) 
ist ein wichtiger Schritt in diese Richtung. Die EU-
Mitgliedstaaten sollen dabei von der EU finanziell 
unterstützt werden. Dies wäre auch für die Erreichung 
der Ziele der EU-Wasserrahmenrichtlinie (2000/60/EG) 
zielführend.

Entschlossen die Klimakrise angehen 

Die Klimakrise führt zu immer höheren 
Temperaturen, mehr Wetterextremen wie 
Hitzewellen und Dürren, intensiveren Regenfällen und 
Überschwemmungen. Dies beeinträchtigt sowohl 
die Wasserversorgungssicherheit als auch die 
Ernährungsunsicherheit. Wichtig ist ein entschlossenes 
Handeln beim Klimaschutz.
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